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DIE MANDANTEN I INFORMATION 

Themen dieser Ausgabe 

• Geplante Gesetzesänderungen 

• Vorsteuerabzug bei Briefkastenanschrift 

• Berichtigung bei unrichtigem Steuerausweis 

~ 

Ausgabe Oktober 2018 

Sehr geehrte Mandantin, 
sehrgeehrter Mandant 

• Entnahmewert für ein betriebliches Kfz 

• Vermietung an den Arbeitgeber 

• Termine: Steuer und Sozialversicherung 

auch mit unserer Oktober-Ausgabe möchten wir Sie wieder über wichtige aktuelle Neuerungen aus dem Steuer- und 
Wirtschaftsrecht informieren. 

STEUERRECHT 

Unternehmer 

Geplante Gesetzesänderungen 
Die Bundesregierung hat einen Gesetzesentwurf vorgelegt, 
der insbesondere Neuregelungen zur Körperschaftsteuer 
und zur Umsatzsteuer enthält und grundsätzlich ab 2019 
gelten soll. Die Änderungen betreffen hinsichtlich der Kör­
perschaftsteuer den Verlustuntergang bei einer Anteils­
übertragung. Bei der Umsatzsteuer sollen die Ausgabe von 
Gutscheinen sowie die Überprüfung von Umsätzen auf 
Internetplattformen geregelt werden. 

Kernpunkte der Neuregelungen: 

1. Körperschaftsteuer 

Der Gesetzgeber wi ll die Regelung, die seit dem 1 .1.2008 
bei Anteilsübertragungen an einer Kapitalgesellschaft zu 
einem anteiligen Untergang der Verlustvorträge führt, wenn 
mehr als 25% bis 50% der Anteile übertragen werden, 
rückwirkend für den Zeitraum vom 1.1.2008 bis zum 
31.12.2015 ersatzlos aufheben. Hintergrund ist eine Ent­
scheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG), das 
die bisherige Regelung für den Zeitraum bis zum 
31 .12.2015 für verfassungswidrig erklärt hat. 

Hinweis: Für Zeiträume ab dem 1.1.2016 bleibt es hinge­
gen bei Anteilsübertragungen von mehr als 25 % bis zu 
50 % beim anteiligen Verlustuntergang. Außerdem kommt 
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es auch weiterhin zu einem vollständigen Verlustuntergang, 
wenn mehr als 50 % der Anteile übertragen werden. Aller­
dings bestehen bezüglich beider Regelungen verfassungs­
rechtliche Bedenken, zumal hinsichtlich der Regelung zum 
vollständigen Verlustuntergang bereits ein Verfahren beim 
BVerfG anhängig ist. Entsprechende Bescheide sollten 
daher durch Einspruch offengehalten werden. 

2. Umsatzsteuer 

• Ab 2019 sollen elektronische Marktplätze wie z. B. eBay 
Aufzeichnungen führen über die Verkäufer, die auf dem 
elektronischen Marktplatz Waren verkaufen. Auf Anforde­
rung müssen sie die Aufzeichnungen dem Finanzamt 
übermitteln, das auf diese Weise den Verkäufer umsatz­
steuerlich überprüfen kann. 

Außerdem soll der Betreiber des elektronischen Markt­
platzes für die Umsatzsteuer aus den Verkäufen haften, 
wenn der Verkäufer die Umsatzsteuer nicht an das Fi­
nanzamt abführt. Der Betreiber haftet u. a. dann nicht, 
wenn er eine Finanzamtsbescheinigung über die steuerli­
che Erfassung des Verkäufers vorlegen kann. Diese Be­
scheinigung wird auf Antrag des Verkäufers vom zustän­
digen Finanzamt erteilt. Ihre Ausstellung kann verweigert 
werden, wenn der Verkäufer seinen steuerlichen Ver­
pflichtungen nicht nachgekommen ist und nicht zu erwar­
ten ist, dass er diesen künftig nachkommen wird. 

• Geregelt werden soll ab 2019 auch die Umsatzsteuer aus 
dem Verkauf von Gutscheinen, die nach dem 31.12.2018 
ausgestellt werden; dabei übernimmt die Neuregelung im 
Wesentlichen die bisherige Handhabung. Nach dem Ge­
setzesentwurf soll zwischen Einzweckgutscheinen und 
Mehrzweckgutscheinen unterschieden werden: 

Ein Mehrzweckgutschein ist ein Wertgutschein, der über 
einen bestimmten Betrag lautet und nicht auf ein be­
stimmtes Produkt beschränkt ist (z. B. Gutschein für einen 
Versandhandel über 1 00 €). Hier soll die Umsatzsteuer 
erst mit der Einlösung des Gutscheins entstehen. 

Anders ist dies bei einem Einzweckgutschein, der für ei­
ne bestimmte Leistung an einem bestimmten Ort ausge­
stellt wird (z. B. für ein Frühstücksbuffet in einem be­
stimmten Restaurant). Hier soll die Umsatzsteuer bereits 
mit der Ausgabe des Gutscheins entstehen. 

Keine Gutscheine im umsatzsteuerliehen Sinne sollen 
Gutscheine sein, die nur zu einem Preisnachlass berech­
tigen. 

Hinweis: Das Gesetz bedarf noch der Zustimmung von 
Bundestag und Bundesrat. Mit einer Verabschiedung ist 
zum Ende des Jahres zu rechnen. 

Vorsteuerabzug bei Briefkastenanschrift 
Der Bundesfinanzhof (BFH) ändert seine Rechtsprechung 
zugunsten von Unternehmen und lässt nunmehr den Vor­
steuerabzug auch aus solchen Rechnungen zu, in denen 
der leistende Unternehmer und Rechnungsaussteller ledig­
lich seine Briefkastenadresse angegeben hat, nicht aber 
die Adresse, unter der er wirtschaftlich aktiv geworden ist. 
Allerdings muss der leistende Unternehmer und Rech­
nungsaussteiler unter der angegebenen Anschrift im Aus­
stellungszeitpunktder Rechnung erreichbar gewesen sein. 

Hintergrund: Der Vorsteuerabzug eines Unternehmers 
setzt voraus, dass er über eine ordnungsgemäße Rech­
nung des leistenden Unternehmers verfügt. Nach deut­
schem Recht muss der leistende Unternehmer in seiner 
Rechnung u. a. seinen vollständigen Namen und seine 
vollständige Anschrift angeben. 

Streitfälle: Der BFH hatte zwei Fälle zu entscheiden: in 
einem Fall ging es um einen Kfz-Händler, der die Vorsteuer 
aus den Rechnungen eines Online-Händlers abziehen 
wollte. Der Online-Händler hatte in den Rechnungen eine 
Anschrift angegeben, unter der er postalisch erreichbar, 
tatsächlich jedoch nicht wirtschaftlich aktiv geworden war. 
Seine wirtschaftliche Tätigkeit übte er nämlich von einem 
anderen Ort aus. 

Der andere Fall betraf einen Schrotthändler, der von einer 
im deutschen Handelsregister eingetragenen GmbH 
Schrott bezog. Diese GmbH, die von einem Ungarn geleitet 
wurde und die ungarische Lkw einsetzte, verfügte unter 
ihrer im Handelsregister eingetragenen Anschrift in A-Stadt 
über keine eigenen Geschäftsräume, sondern nutzte das 
Telefon und das Fax sowie einen Schreibtisch einer An­
waltskanzlei, deren Anschrift und Kommunikationsmittel 
von weiteren Unternehmen genutzt wurden. Ihre Ge­
schäftsunterlagen bewahrte die GmbH in Ungarn auf. in 
den Rechnungen war die Kanzlei-Anschrift in A-Stadt an­
gegeben. 

Das Finanzamt erkannte sowohl im Fall des Kfz-Händlers 
als auch im Fall des Schrotthändlers die Vorsteuer nicht an. 

Entscheidungen: Der BFH gab in beiden Fällen den Kla­
gen im Grundsatz statt, nachdem er im Fall des Kfz­
Händlers den Europäischen Gerichtshof (EuGH) angerufen 
und dieser die Ordnungsmäßigkeit der Eingangsrechnung 
bejaht hatte: 

• Danach genügt es, wenn der Rechnungsaussteller und 
Lieferant eine Anschrift verwendet, unter der er erreichbar 
ist. Dies kann auch eine bloße Briefkastenanschrift sein, 
unter der das Unternehmen offiziell angemeldet ist. 

• Der BFH schließt sich dem EuGH an und hält an seiner 
bisherigen Rechtsprechung, wonach eine bloße Briefkas­
tenanschrift nicht ausreicht, nicht mehr fest. Es ist daher 
nicht erforderlich, dass der Rechnungsaussteller unter 
seiner in der Rechnung angegebenen Anschrift wirtschaft­
lich aktiv geworden ist. 

• in beiden Fällen war der jeweilige Rechnungsaussteller 
und Lieferant unter seiner angegebenen Anschrift er­
reichbar. Damit stand beiden Klägern im Grundsatz der 
Vorsteuerabzug zu. Der BFH verwies die Sache im Fall 
des Kfz-Händlers an das Finanzgericht zurück, weil die­
ses noch die Höhe des Vorsteuerabzugs klären muss. 

Hinweise: Die beiden Urteile sind keine Überraschung 
mehr, nachdem bereits der EuGH Ende letzten Jahres die 
bisherigen Anforderungen an die Anschrift des Rech­
nungsausstellers und Lieferanten als zu streng angesehen 
hat. Dennoch besteht nun endgültig Klarheit, dass Briefkas­
tenanschriften und statuarische Anschriften, d. h. die im 
Handelsregister eingetragenen Anschriften, für den Vor­
steuerabzug des Rechnungs- und Leistungsempfängers 
genügen. 
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Allerdings gilt dies nicht uneingeschränkt: Denn die postali­
sche Erreichbarkeil der genannten Anschrift muss im Zeit­
punkt der Ausstellung der Rechnung gegeben sein. Daher 
sind Scheinadressen nicht ausreichend. Außerdem muss 
die in der Rechnung bezeichnete Leistung natürlich auch 
tatsächlich erbracht worden sein, und es müssen auch die 
übrigen Rechnungsanforderungen, wie z. B. die Bezeich­
nung der erbrachten Leistung, erfüllt sein. 

Ist dies der Fall, ist es nach der aktuellen Entscheidung 
zum Schrotthändler für dessen Vorsteuerabzug unschäd­
lich, falls der Rechnungsaussteller und Lieferant in eine 
Umsatzsteuerhinterziehung verwickelt gewesen sein sollte. 

Ein weiterer, vergleichbarer Fall eines anderen Senats des 
BFH ist zu dieser Frage noch anhängig. Eine anderslau­
tende Entscheidung ist allerdings nicht zu erwarten, da 
auch hier der EuGH die Ordnungsmäßigkeit der Rechnung 
bejaht hatte. 

Berichtigung bei unrichtigem 
Steuerausweis 
Die Berichtigung der Umsatzsteuer, nachdem eine umsatz­
steuerfreie Leistung zu Unrecht der Umsatzsteuer unter­
worfen wurde, setzt neben der Berichtigung der Rechnung 
voraus, dass der bereits vereinnahmte Umsatzsteuerbetrag 
an den Vertragspartner zurückgezahlt wird. Anderenfalls 
würde der Unternehmer ungerechtfertigt bereichert. 

Hintergrund: Weist ein Unternehmer in einer Rechnung 
eine zu hohe Umsatzsteuer aus , muss er diese an das 
Finanzamt abführen. Dies ist z. B. der Fall , wenn er auf 
eine umsatzsteuerfreie Leistung Umsatzsteuer berechnet. 
Allerdings kann er seine fehlerhafte Rechnung berichtigen 
und dann die Umsatzsteuer vom Finanzamt zurückfordern. 

Streitfall: Die Klägerin vermietete an eine KG ein Pflege­
heim. Diese Vermietung war umsatzsteuerfrei. Im Jahr 
2004 vermietete sie an die KG zusätzlich noch die Einrich­
tung und stellte der KG hierfür Umsatzsteuer in Rechnung. 
Nachdem der Bundesfinanzhof (BFH) im Jahr 2009 ent­
schieden hatte, dass die Vermietung der Einrichtung eben­
falls umsatzsteuerfrei ist, berichtigte die Klägerin ihre 
Rechnungen gegenüber der KG, indem sie die Vermietung 
nunmehr als umsatzsteuerfrei behandelte. Aufgrund der 
Berichtigung der Rechnungen beantragte sie eine Berichti­
gung der Umsatzsteuer zu ihren Gunsten, soweit die Fest­
setzungen noch änderbar waren. Das Finanzamt lehnte 
dies mangels Rückzahlung der Umsatzsteuer an die KG 
ab. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die hier­
gegen gerichtete Klage ab: 

• Zwar durften die Rechnungen der Klägerin an die KG 
berichtigt werden. Denn die Klägerin hatte in den Rech­
nungen einen unrichtigen Steuerausweis vorgenommen, 
indem sie die Vermietung der Einrichtung zu Unrecht der 
Umsatzsteuer unterworfen hatte, obwohl es sich dabei nur 
um eine Nebenleistung zur umsatzsteuerfreien Grund­
stücksvermietung handelte, die somit ebenfalls umsatz­
steuerfrei blieb. 

• Die Berichtigung der Rechnungen war auch nicht zu be­
anstanden. Denn die Klägerin hatte der KG mitgeteilt, 

dass der Ausweis einer Umsatzsteuer entfällt und wider­
rufen wird. 

• Allerdings setzt eine wirksame Berichtigung der Umsatz­
steuer voraus, dass der Unternehmer den zu Unrecht 
vereinnahmten Umsatzsteuerbetrag an den Vertrags­
partner zurückzahlt. Diese Rückzahlung wird vom Ge­
setzgeber zwar nicht ausdrücklich verlangt. Sie ist aber 
erforderlich, um eine ungerechtfertigte Bereicherung des 
Rechnungsausstellers (hier der Klägerin) zu vermeiden. 
Die Klägerin könnte anderenfalls die Umsatzsteuer vom 
Finanzamt zurückfordern und würde die Umsatzsteuer, 
die sie von der KG erhalten hat, bis auf weiteres behalten. 
Nur eine Rückzahlung an den Vertragspartner sorgt dafür, 
dass die Umsatzsteuer neutral bleibt und keinen der Un­
ternehmer belastet. 

Hinweise: Gleiches gilt, wenn nach Vereinnahmung des 
Entgelts die Bemessungsgrundlage für den Umsatz gemin­
dert wird. Hier kann der leistende Unternehmer eine Berich­
tigung der Umsatzsteuer zu seinen Gunsten nur verlangen, 
wenn er den überhöht vereinnahmten Teil der Umsatzsteu­
er an seinen Vertragspartner zurückzahlt. 

Die Rückzahlung im Streitfall muss nicht im Wege der 
Überweisung oder Barzahlung erfolgen. Die Klägerin kann 
auch eine Abtretung oder Verrechnung gegenüber ihrer 
Vertragspartnerin vornehmen. 

Unbeachtlich war im Streitfall, dass die KG als Vertrags­
partnerin gar keinen Vorsteuerabzug aus den fehlerhaften 
Rechnungen vornehmen konnte. Denn sie erbrachte ihrer­
seits umsatzsteuerfreie Leistungen und war daher nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigt. 

Arbeitgeber/ Arbeitnehmer 

Keine Deckelung der Entnahme für Kfz­
Privatanteil auf 50 Prozent 
Der Entnahmewert für ein betriebliches Kfz nach der sog. 
1 %-Methode ist nicht auf 50 % der tatsächlich entstande­
nen Kosten zu deckeln, auch wenn die 1 %-Methode vo­
raussetzt, dass das Kfz zu mehr als 50 % betrieblich ge­
nutzt wird. Eine Minderung des Entnahmewertes kann nur 
über die Fahrtenbuchmethode erreicht werden. 

Hintergrund: Für die Privatnutzung eines betrieblichen Kfz 
ist eine Entnahme gewinnerhöhend anzusetzen. Diese 
Entnahme ist grundsätzlich mit 1 % des Bruttolistenpreises 
pro Monat zu bewerten, wenn das Kfz zu mehr als 50 % 
betrieblich genutzt wird. 

Streitfall: Der Kläger führte im Streitjahr 2009 einen Ge­
werbebetrieb, zu dem ein BMW gehörte, den er im Jahr 
2006 angeschafft hatte und dessen Bruttolistenpreis 
64.000 € betrug. Er nutzte den BMW zu mehr als 50 % 
betrieblich. Die Gesamtkosten im Jahr 2009 betrugen ca. 
11.000 €. Der Kläger nutzte den BMW auch privat, führte 
allerdings kein Fahrtenbuch. Er bewertete die Privatnut­
zung mit 50% der laufenden Kosten von 11.000 € (= 
5.500 €) und setzte insoweit eine Entnahme gewinnerhö­
hend an . Das Finanzamt gelangte aufgrund der 1 %­
Methode jedoch zu einer Entnahme von 7.680 € (1 % x 
Bruttolistenpreis von 64.000 € x 12 Monate) . 
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Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die hier­
gegen gerichtete Klage ab: 

• Die Voraussetzungen für eine Entnahme nach der sog. 
1 %-Methode lagen vor. Denn der Kläger nutzte ein be­
triebliches Kfz, dessen betriebliche Nutzung mehr als 
50% ausmachte, privat und führte kein Fahrtenbuch. Da­
her war der Entnahmewert nach der 1 %-Methode zu be­
werten, wie es das Finanzamt getan hatte. 

• Unbeachtlich ist, dass der BMW im Jahr 2009 nicht mehr 
neu war, sondern bereits im Jahr 2006 angeschafft wor­
den war. Die 1 %-Methode gilt nämlich auch für gebrauch­
te Kfz. 

• Der Entnahmewert von 7.680 € ist nicht auf 50% der 
tatsächlich entstandenen Kosten von 11.000 € und damit 
auf 5.500 € zu begrenzen. Zwar setzt die 1 %-Methode 
eine betriebliche Nutzung von mehr als 50 % voraus. Da­
raus folgt allerdings keine Begrenzung des Entnahmewer­
tes auf 50 %. Hält der Steuerpflichtige den sich nach der 
1 %-Methode ergebenden Wert für überhöht, kann er ein 
Fahrtenbuch führen, so dass sich der Entnahmewert nach 
den für die Privatfahrten entstandenen Aufwendungen 
richtet. 

Hinweise: Die Finanzverwaltung nimmt aus Billigkeitsgrün­
den eine Deckelung des Entnahmewerts auf 1 00 % der 
Gesamtkosten vor. 

Die 1 %-Methode wird mit jedem Jahr wirtschaftlich be­
trachtet teurer, weil sie sich nach dem Bruttolistenpreis 
eines Neuwagens im Jahr der Erstzulassung richtet, wäh­
rend der tatsächliche Wert des Kfz in jedem Jahr sinkt. 
Dem Unternehmer bleibt als Alternative das Fahrtenbuch. 

Vermietung an den Arbeitgeber 
Der Verlust aus der Vermietung eines Teils der eigenen 
Wohnung an den Arbeitgeber ist steuerlich nur dann anzu­
erkennen, wenn der Arbeitnehmer dauerhaft einen Vermie­
tungsüberschuss erzielen will. 

Hintergrund: Ein Verlust aus der Vermietung von Immobi­
lien wird steuerlich anerkannt, wenn der Steuerpflichtige 
eine sog. Überschusserzielungsabsicht hat, also über die 
voraussichtliche Nutzungsdauer einen Gesamtüberschuss 
erzielen will. Bei der unbefristeten Vermietung von 
Wohnimmobilien wird eine Überschusserzielungsabsicht 
vermutet. 

Streitfall: Der Kläger und seine Ehefrau wohnten im ge­
meinsamen Haus. Dort nutzten sie die Wohnung im Ober­
geschoss. Im Untergeschoss befand sich eine Einlieger­
wohnung mit einer Größe von ca. 54 qm, zu der auch ein 

Badezimmer gehörte. Der Kläger war angestellter Ver­
triebsleiter und vermietete das Untergeschoss an seinen 
Arbeitgeber. Der Mietvertrag war an die Dauer des Arbeits­
verhältnisses geknüpft. Im Streitjahr 2012 baute der Kläger 
das Badezimmer im vermieteten Untergeschoss behinder­
tengerecht um, wodurch ihm Kosten von rund 25.000 € 

entstanden. Insgesamt machten der Kläger und seine Ehe­
frau einen Vermietungsverlust von ca. 30.000 € steuerl ich 
geltend; das Finanzamt erkannte die Umbaukosten für das 
Badezimmer nicht an. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die Sache 
an das Finanzgericht (FG) zurück, das nun die Über­
schusserzielungsabsicht prüfen muss: 

• Ein Vermietungsverlust ist nur anzuerkennen, wenn der 
Steuerpflichtige auf Dauer einen Überschuss erzielen wi ll. 
Zwar wird die Überschusserzielungsabsicht bei einer un­
befristeten Vermietung von Wohnraum vermutet; diese 
Vermutung greift allerdings nicht bei der Vermietung von 
Gewerbefläche. 

• Das Untergeschoss im Haus des Klägers und seiner 
Ehefrau war Gewerbefläche, weil es vom Arbeitgeber des 
Klägers für gewerbliche Zwecke genutzt wurde, nämlich 
für die Überlassung an den Kläger als Arbeitnehmer. 

• Das FG muss daher prüfen, ob der Kläger und seine 
Ehefrau dauerhaft einen Einnahmenüberschuss erzielen 
wollten. Hierfür muss das FG die Einnahmen und die 
Ausgaben der nächsten Jahre ermitteln und gegenüber­
stellen. Zu den Ausgaben gehören auch die Kosten für 
den behindertengerechten Umbau des Badezimmers. 
Denn dieses war ebenfalls an den Arbeitgeber vermietet. 

Hinweise: Die Überschusserzielungsabsicht wird nur bei 
der unbefristeten Vermietung von Wohnraum vermutet. Bei 
anderen Vermietungsarten muss die Überschusserzie­
lungsabsicht geprüft werden, z. B. bei der Vermietung von 
Gewerbeimmobilien wie im Streitfall, bei einer verbill igten 
Vermietung, bei der Vermietung einer Ferienwohnung, bei 
der befristeten Vermietung oder bei der Vermietung eines 
aufwendig gestalteten Wohngebäudes. 

Der BFH widerspricht damit der Auffassung der Finanzver­
waltung, die bei der Vermietung eines Büros an den Arbeit­
geber typisierend von einer Überschusserzielungsabsicht 
des Arbeitnehmers ausgeht. 

Die vom Arbeitgeber an den Kläger und dessen Ehefrau 
gezahlte Miete gehört nicht zum Arbeitslohn des Klägers, 
da die Vermietung vorrangig im betrieblichen Interesse des 
Arbeitgebers lag. Wäre die Miete Arbeitslohn, bräuchte 
eine Überschusserzielungsabsicht nicht geprüft zu werden. 

Wichtige Termine: Steuer und Sozialversicherung im Oktober 2018 

10. 10.2018 Umsatzsteuer; Lohnsteuer, Kirchensteuer zur Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
Zahlungsschonfrist bis zum 15. 10. 2018 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungenper Scheck) 

29. 10. 2018 Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialversicherungsträger am 29. 10. 2018* 
Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstelle) bis zum 25. 10. 2018* 
[*Bitte beachten Sie: in den Bundesländern, in denen der Reformationstag (31 . 10. 2018) gesetzlicher Feiertag ist, ver­
schieben sich die Fälligkeit der Beitragsgutschrift auf den 26. 10. 2018 sowie der Termin zum Einreichen der Beitrags­
nachweise auf den 24. 1 0. 2018] 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 


